
Arbeitsvertragsrechts im 3. Kapitel des Entwurfs über­
zeugend zum Ausdruck. Hier sind klare und zwingende 
Rechtsvorschriften über das Zustandekommen, die 
Änderung und die Beendigung eines Arbeitsvertrags 
enthalten, in denen die Rechte und Pflichten der Werk­
tätigen und des Betriebes, die Mitwirkung der zustän­
digen betrieblichen Gewerkschaftsleitung und der 
Vertragsinhalt verbindlich festgelegt sind.
Das Recht auf Arbeit und die darauf beruhende soziale 
Sicherheit für die Werktätigen wird insbesondere auch 
durch die Bestimmungen über die Auflösung von Ar­
beitsrechtsverhältnissen gesichert. Sie sind insgesamt 
darauf gerichtet, die ununterbrochene Teilnahme jedes 
Werktätigen am gesellschaftlichen Arbeitsprozeß und 
damit die kontinuierliche Realisierung seines Rechts 
auf Arbeit und auf eine weitere ständige Entwicklung 
seiner Persönlichkeit zu garantieren. Der Entwurf ent­
hält hierzu eine Reihe bedeutender Regelungen, von 
denen hier nur einige beispielhaft dargestellt werden 
können, um die Wirkungsrichtung der vorgesehenen 
Regelungen zu verdeutlichen.
Eine weitere Ausgestaltung erfährt z. B. das Kündi­
gungsrecht. Es enthält erweiterte Schutzbestimmungen 
für die Werktätigen. So darf nach dem Entwurf auch 
bei Vorliegen eines der in § 54 des Entwurfs gesetzlich 
zugelassenen Kündigungsgründe einem Werktätigen 
nicht durch den Betrieb gekündigt werden, wenn dem 
Werktätigen keine zumutbare andere Arbeit im eige­
nen Betrieb oder durch Abschluß eines Überleitungs­
vertrags in einem anderen Betrieb angeboten worden 
ist.
Die garantierte Sicherheit des Arbeitsplatzes für die 
Werktätigen zeigt sich auch an der neu gestalteten 
Pflicht der Betriebe, solche Arbeitsbedingungen zu 
schaffen, die die Arbeitsfreude und die bewußte Ein­
stellung zur Arbeit fördern und hohe Arbeitsleistun­
gen ermöglichen, sowie solche Arbeitsplätze einzurich­
ten, die für den Einsatz von Frauen, Jugendlichen oder 
von Werktätigen, die im höheren Lebensalter stehen 
oder deren Arbeitsfähigkeit gemindert ist, geeignet 
sind.
Hier ordnet sich auch die Verpflichtung des Betriebes 
ein, diesen Werktätigen und auch den Altersrentnern 
eine Tätigkeit im Betrieb nach ihren Fähigkeiten und 
Wünschen zu ermöglichen. Zu diesem Rechtskomplex 
gehört auch der Ausbau der Bestimmungen über den 
Kündigungsschutz, so z. B. vor allem für Werktätige 
in den letzten fünf Jahren vor Erreichen des Renten­
alters, für Mütter mit Kindern bis zu einem Jahr und 
für alleinstehende Werktätige mit Kindern bis zu drei 
Jahren. In Verbindung mit den bereits bisher bekann­
ten Regelungen ergibt sich ein differenzierter, in ho­
hem Maße der rechtlichen und sozialen Sicherstellung 
der Werktätigen entsprechender Kündigungsschutz. 
Eine bedeutende rechtliche und soziale Sicherstellung 
Jugendlicher ergibt sich durch die zusammenfassende 
Darstellung der Regelung über die Berufsausbildung 
und die Arbeitsrechtsverhältnisse Jugendlicher im 
Entwurf des Arbeitsgesetzbuchs. Übersichtlicher gere­
gelt wird jetzt, daß zum Abschluß arbeitsrechtlicher 
Verträge mit Jugendlichen bis zu 18 Jahren zu ihrer 
Sicherheit ausdrücklich die Zustimmung der Erzie­
hungsberechtigten als Wirksamkeitsvoraussetzung not­
wendig (§§ 41 Abs. 3,142) und eine fristlose Entlassung 
eines Lehrlings nicht zulässig ist (§ 141 Abs. 3). Der 
Ausbildungsbetrieb ist verpflichtet, dem Lehrling 
mindestens sechs Monate vor Lehrabschluß eine dem

Ausbildungsberuf entsprechende Arbeitsaufgabe im 
Betrieb und den Abschluß eines entsprechenden Ar­
beitsvertrags anzubieten oder — soweit das dem Be­
trieb nicht möglich ist — die Aufnahme einer entspre­
chenden zumutbaren Arbeit in einem anderen Betrieb 
zu ermöglichen. Bis zur Aufnahme der Arbeit hat der 
Betrieb den jungen Facharbeiter zu beschäftigen und 
als Facharbeiter zu entlohnen (§ 140).
In diesem Zusammenhang verdient schließlich auch die 
Regelung im Entwurf des Arbeitsgesetzbuchs beson­
ders hervorgehoben zu werden, daß im Falle einer 
seitens des Betriebes erforderlichen Auflösung eines 
Arbeitsvertrags der Betrieb verpflichtet sein wird, 
dem Werktätigen einen Überleitungsvertrag über eine 
zumutbare Arbeit in einem anderen Betrieb anzubie­
ten. In diesem Vertrag sollen der bisherige Betrieb 
und der neue Betrieb mit dem Werktätigen die Bedin­
gungen der Auflösung des bisherigen und die Begrün­
dung des neuen Arbeitsrechtsverhältnisses gemeinsam 
vereinbaren. Auch dieser arbeitsrechtliche Vertragstyp 
dient der Sicherung der ununterbrochenen Beschäfti­
gung und damit der sozialen Sicherstellung der Werk­
tätigen, insbesondere in den Fällen der aus Gründen 
der Rationalisierung oder Umstrukturierung des Be­
triebes notwendigen Auflösung von Arbeitsrechtsver­
hältnissen. Das Grundprinzip unserer Politik, daß die 
Durchsetzung des wissenschaftlich-technischen Fort­
schritts mit den Werktätigen und zu aller Nutzen er­
folgt, findet hier auch auf die einzelne Person seine 
konkrete juristische Untermauerung und verbindliche 
Ausgestaltung.
Zusammenfassend läßt sich also feststellen, daß die 
Regelungsvorschläge im Entwurf des Arbeitsgesetz­
buchs über die Sicherung des Arbeitsplatzes und die 
Gewährleistung einer kontinuierlichen Beschäftigung 
jedes Werktätigen bedeutende politische und soziale 
Errungenschaften der Werktätigen der DDR verbind­
lich juristisch im Arbeitsrecht fixieren. Sie entspre­
chen dem tiefen humanistischen Charakter der sozia­
listischen Gesellschaft. Sie sind zugleich nur in der 
sozialistischen Gesellschaft realisierbar, die allein dem 
Werktätigen eine von Ausbeutung freie, die allseitige 
Entwicklung seiner schöpferischen Fähigkeiten si­
chernde Arbeit ermöglicht. Diese Arbeit ist die Grund­
lage seiner sozialen Sicherheit und Geborgenheit im 
Sozialismus. Diese historische Errungenschaft der Ar­
beiterklasse der DDR wird nicht zuletzt gerade auch 
in Anbetracht der Krisenerscheinungen in den impe­
rialistischen Staaten, die tief in das Leben breiter 
Schichten der Arbeiterklasse eingreifen und mit einer 
wachsenden sozialen Verunsicherung verbunden sind, 
in ihrem Wert und ihrer vollen Bedeutung sichtbar.
Die soziale Sicherheit der Werktätigen unserer Repu­
blik beruht vor allem auf der gesetzlich garantierten 
und realen Sicherheit eines den Fähigkeiten und dem 
Leistungsvermögen des einzelnen Werktätigen ent­
sprechenden Arbeitsplatzes und auf der Gewißheit, 
jederzeit durch Arbeit ein den Leistungen entsprechen­
des und für die Befriedigung seiner grundlegenden 
Lebensbedürfnisse ausreichendes Einkommen zu erzie­
len. Sie beruht aber auch darauf, daß der sozialistische 
Staat für die materielle Sicherstellung des Werktäti­
gen im Falle der Arbeitsunfähigkeit sorgt. Mit dieser 
Zielstellung behält der Entwurf des Arbeitsgesetzbuchs 
die bewährten bisherigen Regelungen bei und schafft 
zugleich wichtige zusätzliche Garantien für den Werk­
tätigen.
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